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Im Jahr 2002 setzten öffentliche Stellen in Österreich laut einer Schätzung der Europäischen Kommis-
sion 16,4 % des BIP, das sind für das Jahr 2005 umgerechnet rund € 40,4 Mrd.1 zur Beschaffung von 
öffentlichen Aufträgen ein (vgl. Handler 2005: 6). Alleine die Ausgaben des Arbeitsmarktservice 
(AMS) für Qualifizierung machten im Jahr 2005 € 395,3 Mio. oder knapp zwei Drittel der gesamten 
Förderausgaben für aktive Beschäftigungspolitik aus (vgl. AMS 2006: 24). Vor diesem Hintergrund 
scheint es angebracht, genauer zu betrachten, in welcher Weise diese öffentlichen Mittel in den priva-
ten Sektor fließen und welche Wirkungen hiervon ausgehen. Dieser Beitrag behandelt daher folgende 
Frage: 
Welche Strukturen und Formen der öffentlichen Beschaffungspolitik können für den Bereich der ar-
beitsmarktpolitischen Bildungsmaßnahmen identifiziert werden?  
Die Fragestellung wird auf Basis von theoretischen Ansätzen sowie einer empirischen qualitativen 
Analyse diskutiert. Damit wird eine Grundlage für weitere Analysen des Zusammenhangs zwischen 
öffentlicher Beschaffungspolitik einerseits und der Arbeitssituation von Beschäftigten bzw. der Quali-
tät arbeitsmarktpolitischer Dienstleistungen andererseits geschaffen. 
Die Definition von Beschaffungspolitik wird breit gewählt. Sie umfasst Grundsätze, nach denen der 
Zukauf von Waren und Dienstleistungen erfolgt, die der öffentliche Sektor zur Erfüllung seiner Funk-
tionen benötigt. Im Zentrum der Betrachtung steht die aktive Arbeitsmarktpolitik. In diesem Politikbe-
reich hat die Beschaffung von Bildungsmaßnahmen, also Dienstleistungen, die der Qualifizierung und 
Entwicklung von Humanressourcen dienen, eine große Bedeutung. Laut AMS wurden im Jahr 2005 
für solche Kursmaßnahmen rund € 273 Mio.  aufgewendet (vgl. AMS 2006: 25). 
Der folgende Abschnitt skizziert den Markt für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in Österreich und 
nimmt dabei kurz auf die speziellen Eigenschaften von arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen sowie 
die am Markt vorliegenden AkteurInnenkonstellation Bezug. Anschließend wird im dritten Abschnitt 
anhand des AMS ein Überblick über die Beschaffungsvorgänge in der Arbeitsmarktpolitik gegeben, 
indem Strukturen für beschaffungspolitische Entscheidungen dargestellt und darauf aufbauend Rah-
menbedingungen für die Wahl alternativer Beschaffungsverfahren abgebildet werden. Der vierte Ab-
schnitt behandelt Merkmale, die bei der Bildung von Typen der Beschaffungspolitik theoretisch eine 
Rolle spielen können. Im fünften Abschnitt werden die zuvor grundsätzlich beschriebenen Merkmale 
mit den Ergebnissen einer Dokumentenanalyse verbunden und eine empirisch fundierte Skizze typi-
scher Beschaffungsvorgänge im Bereich arbeitsmarktpolitischer Schulungsmaßnahmen vorgelegt. Den 
Abschluss bildet ein kurzes Fazit. 
                                                     
1 Berechung auf Basis des geschätzten Prozentanteiles für das BIP 2005. 
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2 Der Markt für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in Österreich 
Am Markt für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen treten in Österreich drei Gruppen von AkteurInnen 
auf. Auf der Angebotsseite befinden sich die BildungsträgerInnen und auf der Nachfrageseite die be-
schaffenden Institutionen der öffentlichen Hand sowie die geförderten Personen, die Maßnahmen ab-
solvieren.  
Als Anhaltspunkt für die Anzahl der BildungsträgerInnen kann die AMS-Weiterbildungsdatenbank2 
dienen, in der sich AnbieterInnen von Weiterbildungsmaßnahmen eintragen können, wobei eine Ge-
schäftsbeziehung mit dem AMS keine Voraussetzung darstellt. Dort waren am 4. April 2006 insge-
samt 1.994 Bildungsinstitute abrufbar, deren Anzahl sich je nach Bundesland deutlich unterschied.3 
Die wichtigste und österreichweit vertretene, beschaffende Institution der öffentlichen Hand ist mit 
Abstand das AMS. Daneben existieren im Vergleich zum AMS kleine, regional tätige Institutionen, 
die arbeitsmarktpolitische Maßnahmen beschaffen. Ein Beispiel dafür stellt der Wiener Arbeitnehme-
rInnen Förderungsfonds (waff)4 dar. 
Die dritte Gruppe von involvierten AkteurInnen am Markt sind die geförderten Personen. Im Jahr 
2005 nahmen 185.241 Personen an vom AMS beauftragten bzw. geförderten Bildungsmaßnahmen teil 
(vgl. AMS 2006: 25). 





Zahlungen (in Mio. €) 
Personen in AMS-Kursen  154.751  235,08  
Personen in Kursen am freien Bildungsmarkt 42.520  38,18  
Summe AMS und freier Bildungsmarkt 185.241  273,26  
Quelle: AMS 2006, eigene Bearbeitung 
Als Basis für die Beschreibung des Marktvolumens können die für die Durchführung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen eingesetzten Mittel herangezogen werden. Sie betrugen wie in  Tabelle 1 angeführt, 
für Kursmaßnahmen des AMS im Jahr 2005 € 273,26 Mio. (vgl. AMS 2006: 25). Daneben werden 
vom AMS auch individuelle Förderungen für Bildungsmaßnahmen, die nicht durch das AMS be-
schafft werden (Kurse am freien Bildungsmarkt), vergeben. Konkret übernimmt das AMS die Kurs-
kosten für einzelne Personen. 
Hinsichtlich des gehandelten Gutes lassen sich arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in solche der akti-
ven und solche der passiven Arbeitsmarktpolitik unterteilen. Während Maßnahmen der passiven Ar-
beitsmarktpolitik meist aus nicht handelbaren Kompensationszahlungen für arbeitslose Personen be-
stehen, umfassen Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik ein breiteres Dienstleistungsspektrum. 
                                                     
2 verfügbar unter: http://wbdb.ams.or.at/wbdb_neu/ 
3 Die meisten Bildungsinstitutionen fanden sich in Wien (725), während im Burgenland die wenigsten (48) aufschienen.  
4 Der waff ist ein Fonds der Stadt Wien dessen Gremien sich aus der öffentlichen Hand (Stadt Wien, AMS Wien), den im 
Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien und Interessenvertretungen (ÖGB, AK Wien, WK Wien, Industriellenvereinigung) 
zusammensetzen. 
5 Wenn eine Person sowohl in AMS-Kursen als auch auf dem freien Bildungsmarkt geschult wurde, wird sie in der Summe 
trotzdem nur einmal gezählt. 
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Sie können in personen- und unternehmensbezogene Maßnahmen unterteilt werden. Personenbezoge-
ne Maßnahmen beinhalten Beratungs- und Betreuungsleistungen, Aus- und Weiterbildung und Um-
schulungen (vgl. Badelt, Österle 2001: 210; vgl. AMS 2005a: 23). Eine ähnliche Unterteilung wird 
beim AMS verwendet. Dieses gliedert seine Bildungsmaßnahmen in die Maßnahmenarten Orientie-
rung, Qualifikation, aktive Arbeitssuche und Training (vgl. AMS 2005b: 30ff), wobei Qualifizierung 
quantitativ die höchste Bedeutung besitzt. Von den im Jahr 2005 im Auftrag des AMS durchgeführten 
Maßnahmen entfielen 78 % der insgesamt 2 951 Maßnahmen auf die Kategorie Qualifizierung, 12,5 % 
auf Orientierung, 5,5 % auf aktive Arbeitssuche, 2,7 % auf Training und 1,3 % besteht aus Maßnah-
men, die eine Kombination verschiedener Typen darstellen.  
Werden arbeitsmarktpolitische Dienstleistungen als ökonomisches Gut betrachtet, weisen sie einige 
Besonderheiten im Vergleich zu anderen Gütern auf. Diese ergeben sich zum Teil aus den Eigenschaf-
ten von Dienstleistungen wie Immaterialität, Intangibilität, Nicht-Speicherbarkeit und Mitwirkungser-
fordernis der DienstleistungsempfängerInnen (vgl. Bruttel 2005: 43). Daneben spielen für die Gestal-
tung des Beschaffungsprozesses z.B. Informationsasymmetrien und externe Effekte eine Rolle.  
Die Finanzierung, die Produktion und der Konsum von arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen er-
folgen in einer Dreieckskonstellation. In dieser übernimmt die öffentliche Hand die Finanzierung und 
die BildungsträgerInnen agieren als ErbringerInnen der Dienstleistungen. Die Arbeitslosen, die Bil-
dungsmaßnahmen besuchen, komplettieren das Dreiecksverhältnis als primären KonsumentInnen. 
Diese Struktur ist die Grundvoraussetzung für Besonderheiten der arbeitsmarktpolitschen Dienstleis-
tungen im Vergleich zu zweiseitigen Vertragsbeziehungen. 
Eine wesentliche Besonderheit des Marktes für arbeitsmarktpolitsiche Dienstleistungen stellt das Aus-
einanderfallen von Kaufkraft und Konsum, das von Le Grand und Barlett (vgl. Le Grand, Barlett 
1993:10; Jahn, Ochel 2005) als Merkmal eines „Quasi-Marktes“ genannt wird, dar. Während die 
Kaufkraft eindeutig beim öffentlichen Sektor liegt, können mehrere Parteien, die einen Nutzen aus ar-
beitsmarktpolitischen Dienstleistungen ziehen, identifiziert werden. Primär sind es arbeitslose Men-
schen, die eine vom AMS beschaffte Bildungsmaßnahme absolvieren. Daneben profitiert auch der öf-
fentliche Sektor bzw. die Regierung von arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen, weil eine Senkung 
der Arbeitslosenrate ihre Popularität6 erhöht. Die BildungsträgerInnen ziehen Nutzen aus den Maß-
nahmen, der für gewinnorientierte Unternehmen in Gewinnen und für Non-Profit-Unternehmen im Er-
reichen ihrer Mission besteht. Nicht zuletzt gewinnt die Allgemeinheit durch positive externe Effekte, 
die von einer reduzierten Arbeitslosenquote ausgehen und durch eine Stärkung des Konsums ausgelöst 
werden.  
Eine weitere Besonderheit stellt die teils verminderte KonsumentInnensouveränität der primären Nut-
zerInnen dar. Sie findet in einer eingeschränkten Wahlfreiheit von Bildungsmaßnahmen bzw. einer 
Verpflichtung zur Absolvierung von Weiterbildungsmaßnahmen ihren Ausdruck.  
                                                     
6 Der Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Popularität der Regierung wurde z.B. von Frey und Kirchgässner (1994: 
151) für Deutschland untersucht. Ihr Ergebnis ist, dass ein Anstieg der Arbeitslosenquote um einen Prozentpunkt einen 
Rückgang der Popularität um 0,8 Prozentpunkte bewirkt. 
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Quelle: AMS, eigene Darstellung
Abbildung 1: Ablauf und Zuständigkeit im Be-
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3 Beschaffungsvorgänge in der österreichischen Arbeitsmarktpolitik 
3.1 Beschaffungspolitische Entscheidungsprozesse im AMS: Fokus arbeitsmarktpoliti-
sche Schulungsmaßnahmen 
Das Arbeitsmarktservice (AMS) besitzt eine föderale 
Struktur, die durch eine Bundesgeschäftsstelle (BGS), 
neun Landesgeschäftsstellen (LGS) und 99 regionale 
Geschäftsstellen (RGS) abgebildet wird. Dazu 
kommen noch fünf Zweigstellen, die Teilleistungen 
von regionalen Geschäftsstellen anbieten, und 60 
Berufsinformationszentren (AMS 2005a: 53). Während 
der Bundesebene im Beschaffungsprozess von 
arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen die Rolle 
zukommt, Ziele und Abläufe mit Hilfe von Richtlinien 
strategisch zu steuern, sind die LGS und RGS 
unmittelbar für die operative Umsetzung der 
Maßnahmen zuständig. Abbildung 1 illustriert den 
Ablauf und die Zuständigkeit im operativen 
Beschaffungsprozess von Bildungsmaßnahmen im 
AMS NÖ. 
Die grundsätzliche Verantwortung für die Planung des 
Beschaffungsbudgets und dessen Verbindung mit 
Bildungsmaßnahmen liegt bei der jeweiligen Landes-
organisation des AMS, wobei die RGS in den 
Planungsprozess einbezogen werden. An dessen 
Beginn steht die Ermittlung des Ausbildungsbedarfs 
auf Grundlage der vom AMS-Verwaltungsrat 
vordefinierten Ziele und der Arbeitsmarktlage. Dieser 
wird von der RGS für ihren lokalen Bereich und von 
der LGS für überregionale Maßnahmen ermittelt. Im 
nächsten Schritt erfolgt in der LGS die Koordination 
und Verdichtung der gesammelten Beiträge zum 
sogenannten „Mittelfristigen Ausbildungskonzept“ 
(MAK). Es ergibt sich aus einer Synthese der im AMS 
generierten Bedarfsmeldungen und wissenschaftlichen 
Studien, die für die nächsten sechs Jahren zu erwarten-
de Qualifikationsansprüche prognostizieren. Davon 
ausgehend wird ein grobes, budgetiertes 
Maßnahmenprogramm erstellt, das die Basis für den 
weiteren Beschaffungsprozess darstellt. 
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Die Durchführung der Beschaffung ist auf der Ebene der LGS angesiedelt. Die Bestimmung des 
Kursausmaßes, der Kursinhalte und die Wahl des Vergabeverfahrens erfolgt z. B. in der LGS Nieder-
österreich durch die Abteilung „Förderung“. Die Bestimmung des Kursausmaßes bzw. der Kursinhalte 
basiert auf verschiedenen Informationsquellen. Zum einen ist die zuständige Abteilung laut AMS „so 
nahe am Bedarf“, dass die zuständigen MitarbeiterInnen wissen, welche konkreten Inhalte benötigt 
werden. Daneben werden von BildungsträgerInnen präsentierte Konzepte sowie Informationsdaten-
banken und Gesetze zur Gestaltung herangezogen. Hinsichtlich der didaktischen und methodischen 
Aspekte werden vorhandene Konzepte von BildungsträgerInnen und die Erfahrung der MitarbeiterIn-
nen zur Maßnahmenplanung genutzt. Die Wahl des Vergabeverfahrens wird in Abschnitt 3.2 näher er-
läutert. Die Vorbereitung der Wahl wird von der zuständigen Abteilung „Förderung“ der Landesorga-
nisation übernommen. Auf Basis deren Vorschläge bestimmt das Landesdirektorium7 welche Verga-
beverfahren für die geplanten Kurse eingesetzt werden. Die Durchführung des Vergabeverfahrens ob-
liegt ebenfalls der Abteilung „Förderung“. Die Bewertung der eingehenden Angebote wird durch eine 
dreiköpfige Bewertungskommission, der üblicherweise zwei MitarbeiterInnen aus der Abteilung „För-
derung“ und ein Mitarbeiter bzw. eine Mitarbeiterin der betroffenen RGS angehören, vorgenommen. 
Die beschafften Bildungsmaßnahmen werden schließlich in einem Kursprogramm veröffentlicht.  
Die LGS trägt die Verantwortung für die Organisation und Koordination der Maßnahmendurch-
führung (vgl. AMS 2005b: 35), jedoch ist die RGS stark involviert. Die Auswahl und Anmeldung der 
TeilnehmerInnen, deren Begleitung sowie die Maßnahmenbegleitung obliegt der RGS, wobei die LGS 
Aufgaben aus diesem Bereich übernehmen kann. Am Ende der Durchführung steht die Abrechnung, 
die von der LGS vorgenommen wird. Die Bewertung einer Maßnahme bildet den Abschluss des Pro-
zesses, wobei die Zuständigkeit dafür von der LGS festgelegt wird. 
3.2 Verfahren zur Beschaffung arbeitsmarktpolitischer Schulungsmaßnahmen im 
AMS 
Der rechtliche Rahmen für die Beschaffung von Bildungsmaßnahmen im AMS wird durch das öster-
reichische Bundesvergabegesetz (BVergG) beschrieben. Das BVergG 2002 stellte die Umsetzung der 
EU-Richtlinie 92/50/EWG über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge dar und zielte grundsätzlich darauf ab, die öffentliche Auftragsvergabe hinsichtlich der 
Zuschlagskriterien möglichst transparent zu gestalten, und freien Wettbewerb zu garantieren (vgl. 
Dimmel 2004: 132). Die Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2002 definierten auf Basis des 
Auftragswertes und der Auftragsart die Beschaffungsverfahren, die dem AMS für die Beschaffung 
von Bildungsmaßnahmen zur Verfügung standen. Grundsätzlich sind im BVergG 2002 sechs Verfah-
ren definiert (vgl. Abb. 2). 
                                                     
7 Das Landesdirektorium legt auf Landesebene Grundsätze der Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik fest und überwacht die 
Geschäftsführung (vgl. § 14 AMSG). 
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Für die konkrete Wahl des Verfahrens auf der operativen Ebene (zuständige Abteilungen in LGS) ist 
eine AMS-Richtlinie8 ausschlaggebend, die von der Bundesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
Österreich herausgegeben wird. Sie regelt die AMS-Vergabeverfahren auf Basis der vergaberechtli-
chen Vorgaben und definiert bundesweit einheitliche Prozessabläufe und Qualitätsanforderungen (vgl. 
AMS 2005b: 4). Damit werden die Regelungen des BVergG konkretisiert, was eine Interpretation der 
gesetzlichen Bestimmungen nötig macht. 
Mit 1. 2. 2006 ist ein neues Bundesvergabegesetz in Kraft getreten. Eine wesentliche Veränderung für 
die Beschaffungspolitik des AMS könnte sich daraus ergeben, dass für nicht-prioritäre9 Dienstleistun-
gen eine Abweichung von den vordefinierten Verfahren ermöglicht wird (vgl. § 141 Abs 2). Zum jet-
zigen Zeitpunkt lässt sich noch keine seriöse Aussage über die voraussichtlich im Januar 2007 zu er-
wartende Umsetzung des BVergG 2006 in eine AMS-Richtlinie treffen. Die aktuelle, auf dem 
BVergG 2002 basierende Richtlinie, ist daher nach wie vor relevant, wobei eine Änderungen der 
Schwellenwerte und eine Änderung der Bedingungen für den Einsatz der Direktvergabe bereits durch 
eine Weisung vorgenommen wurde.10 
Im Bundesvergabegesetz 2002 werden die in Abbildung 2 dargestellten Möglichkeiten für Vergabe-
verfahren definiert, die anschließend kurz beschrieben werden. Die drei hell hervorgehobenen Verfah-
ren besitzen für arbeitsmarktpolitische Dienstleistungen besondere Relevanz und werden deshalb in 
den Abschnitten 3.2.1 bis 3.2.3 detaillierter behandelt. 
                                                     
8 Die konkrete Bezeichnung lautet: „Vorstandsrichtlinie zur Förderung von Bildungsmaßnahmen“. 
9 Die Aufteilung in prioritäre (vorrangige) und nicht-prioritäre Dienstleistungskategorien erfolgt durch eine Aufzählung in 
den Anhängen III und IV des BVergG 2002.  
10 Die Änderungen werden bei der Beschreibung der Verfahren näher behandelt. 
Beschaffungsvorgänge in der österreichischen Arbeitsmarktpolitik Kapitel 3 
 
 7
Abbildung 2: Vergabeverfahren lt. BVergG 2002 
Quelle: eigene Darstellung 
Im offenen Verfahren lt. § 23 Abs 2 BVergG 2002 wird eine unbeschränkte Anzahl von Unternehme-
rInnen öffentlich zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Zuschläge werden auf Basis der eingegan-
genen Angebote ohne weitere Konkretisierung oder Verhandlung an den Bestbieter11 bzw. die Bestbie-
terin erteilt.  
Beim nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung werden, nachdem eine unbe-
schränkte Anzahl von UnternehmerInnen öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert 
wurde, ausgewählte BewerberInnen zur Abgabe von Angeboten aufgefordert (vgl. § 23 Abs 3 BVergG 
2002). 
Beim nicht offenen Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung wird eine beschränkte Anzahl von 
geeigneten UnternehmerInnen zur Abgabe von Angeboten eingeladen (vgl. § 23 Abs 4 BVergG 2002). 
Beim Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung werden, nachdem eine unbe-
schränkte Anzahl von UnternehmerInnen öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert 
wurde, ausgewählte BewerberInnen zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Danach kann über den 
gesamten Auftragsinhalt verhandelt werden (vgl. § 23 Abs 5 BVergG 2002). 
Beim Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung wird eine beschränkte Anzahl von 
geeigneten UnternehmerInnen zur Abgabe von Angeboten eingeladen. Danach kann über den gesam-
ten Auftragsinhalt verhandelt werden (vgl. § 23 Abs 5 BVergG 2002). 
Die Direktvergabe ist im BVergG als formfreier, unmittelbarer, entgeltlicher Leistungsbezug, der von 
einem als geeignet eingestuften Unternehmer bzw. einer solchen Unternehmerin erfolgt, definiert (§§ 
23 Abs 7 BVergG 2002, 36 BVergG 2002). Bei der Direktvergabe wird nur ein Bieter bzw. eine Biete-
rin zur Angebotslegung eingeladen.  
                                                     
11 Im Unterschied zu einer Vergabe nach dem „BilligstbieterInnenprinzip“ werden beim „BestbieterInnenprinzip„ neben dem 
Preis qualitative Aspekte in der Bewertung miteinbezogen. 
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Neben den genannten Möglichkeiten existieren auch die elektronische Auktion sowie die Vergabe 
mit Hilfe einer Rahmenvereinbarung, die beide im AMS für die Beschaffung von Schulungsmaß-
nahmen nicht eingesetzt werden. 
Die Bedeutung der einzelnen Verfahren wird in Tabelle 2 illustriert. Sie stellt eine auf vorläufigen Da-
ten12 basierende Aufteilung der vom AMS im Jahr 2005 durchgeführten Bildungsmaßnahmen auf die 
Vergabeverfahren dar. Von den bislang nur 49,6 % der Maßnahmen, die zugeordnet werden können, 
wurden 60,5 % (30 % der Gesamtanzahl) mit dem Verfahren der Direktvergabe, 24,6 % (12,2 %) mit-
tels Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung und 13,7 % (6,8 %) mittels offenem Vergabever-
fahren beschafft. Nicht offene Vergabeverfahren und Verhandlungsverfahren mit Bekanntmachung 
bilden mit Anteilen von 0,8 % (0,4 %) und 0,5 % (0,2 %) Ausnahmen. Ein Vergleich mit der Auftei-
lung des Auftragswertes nach Vergabeverfahren zeigt die gleiche Rangfolge der Anteile, allerdings 
haben Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung mit 34,0 % der zuordenbaren Vergaben (21,8 % 
der gesamten Auftragssumme) wie auch offene Vergabeverfahren 16,4 % (10,5 %) einen höheren An-
teil am Volumen als an der Anzahl der Verfahren. 
Tabelle 2: Aufteilung der 2005 durchgeführten Bildungsmaßnahmen nach Vergabeverfahren 
Vergabeverfahren Anzahl der vergebenen 
Maßnahmen 
Anteil an Maßnahmen  mit 
bekannter Verfahrensart 
(in %) 
Anteil an allen Maßnah-
men  
(in %) 
Direktvergabe 885 60,5 30,0 
nicht offenes Vergabe-
verfahren 
12 0,8 0,4 
offenes Vergabeverfah-
ren 
200 13,7 6,8 
Verhandlungsverfahren 
mit Bekanntmachung 
7 0,5 0,2 
Verhandlungsverfahren 
ohne Bekanntmachung 
360 24,6 12,2 
nicht angegeben 1.487 - 50,4 
Summe 2.951 100,0 100,0 
Quelle: AMS, eigene Berechnungen 
Wie Tabelle 2 zeigt, werden das nicht offene Verfahren und das Verhandlungsverfahren mit Bekannt-
machung kaum verwendet. Die Ursachen dafür könnten in den AMS LGS entstandene Routinen bei 
der Vergabe von Qualifikationsmaßnahmen sein. In den vom AMS-Vorstand herausgegebenen und für 
die ausführenden AMS-Abteilungen bindenden Regelungen, die Bestimmungen des BVergG für die 
Übertragung von Bildungsmaßnahmen zusammenfasst und um interne Regelungen ergänzt, werden 
die drei häufigsten Verfahren nicht favorisiert. 
                                                     
12 Die Tabelle beruht auf 2 951 Bildungsprojekten, wobei für 1 487 Projekte keine Zuordnung möglich war, weil in einer äl-
teren Version der AMS Datenbank die Verfahrensart nicht erfasst wurde. Aufgrund des hohen Anteils der Projekte ohne Ver-
fahrenszuordnung, kann die dargestellte Aufteilung lediglich als grober Hinweis auf die tatsächliche Aufteilung interpretiert 
werden. 
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Aufgrund ihrer Relevanz sollen im letzten Teil des dritten Kapitels die drei in Abbildung 2 hell her-
vorgehobenen Formen der Auftragsvergabe sowohl im Hinblick auf deren Anwendungsbereich als 
auch auf deren Ablauf detaillierter betrachtet werden.  
3.2.1 Offenes Verfahren 
Im offenen Verfahren wird eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur Abgabe von 
Angeboten für eine Leistungserbringung aufgefordert. Der Zuschlag wird auf Basis der eingegangenen 
Angebote ohne weitere Konkretisierung oder Verhandlung an den Bestbieter bzw. die Bestbieterin er-
teilt. Das offene Verfahren ist damit das einzige der drei großteils im AMS angewandten Verfahren, 
bei dem jedes interessierte Unternehmen ein Angebot legen kann. Es garantiert damit zumindest theo-
retisch ein Maximum an Wettbewerb, was zu möglichst günstigen Angeboten für die beschaffende In-
stitution führen soll.  
Aus Sicht der beschaffenden Stelle ist das offene Verfahren im Vergleich zur Direktvergabe und dem 
Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung mit einem Bieter bzw. einer Bieterin mit dem Nachteil 
eines relativ hohen Aufwands verbunden. Bereits bei der Erstellung der Ausschreibungsunterlagen 
muss eine detaillierte Maßnahmenbeschreibung erstellt werden, die alle für BieterInnen relevanten In-
formationen enthält und später einen objektiven Vergleich der Angebote ermöglicht. Die Prüfung und 
der Vergleich der Angebote können bei einer hohen Zahl von Angeboten sehr zeitintensiv sein. Es be-
steht also in der Praxis der Beschaffung ein negatives Austauschverhältnis zwischen dem beschaf-
fungspolitischen Ziel einer transparenten und die Vorzüge des Wettbewerbs ausschöpfenden Auf-
tragsvergabe einerseits und dem Ziel eines administrativ kostengünstigen Verfahrens andererseits. 
Deshalb wird das offene Verfahren dann angewandt, wenn aufgrund der Art der Maßnahme mit einer 
überschaubaren Zahl von Angeboten zu rechnen ist (vgl. AMS 2005b: 9).  
3 verdeutlicht die Vergabeschritte, die vom AMS und den Dienstleistungsunternehmen bei einem of-
fenen Verfahren gesetzt werden. Nach einer öffentlichen Einladung stellen Dienstleistungsunterneh-
men, die Interesse an der Auftragserbringung haben, ein so genanntes Begehren. Dieses Begehren ist 
ein nach detaillierten Formvorschriften des AMS angefertigtes Angebot. Nach Prüfung und Vergleich 
der eingegangenen Begehren wird den BieterInnen die Zuschlagsentscheidung bekannt gegeben. Diese 
haben dann während der 14-tägigen Stillhaltefrist Zeit, die Bekanntgabe von Gründen für die Nichtbe-
rücksichtigung ihres Angebots zu beantragen. Verstreicht die Stillhaltefrist ohne Einsprüche, wird dem 
Bestbieter bzw. der Bestbieterin die Zuschlagserteilung und anschließend die Fördermitteilung13 zuge-
stellt. 
                                                     
13 Entsprechend dem AMSG werden die Zahlungen für Bildungsmaßnahmen als Förderungen bezeichnet. 
















































































Quelle: eigene Darstellung 
3.2.2 Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung mit einem Bieter bzw. einer Bieterin 
Im AMS wird das Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung für die Vergabe von Folgeaufträgen 
eingesetzt. Das bedeutet, dass ein Bieter oder eine Bieterin bereits zu einem früheren Zeitpunkt (ma-
ximal drei Jahre zuvor) eine Dienstleistung erbracht hat und diese ein weiteres Mal vom AMS in einer 
ähnlichen Weise benötigt wird. Konkret muss es sich um eine Wiederholung von gleichartigen Bil-
dungsmaßnahmen handeln, die bei der ersten Erbringung in einem offenen Verfahren oder in einem 
nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung vergeben wurden. Außerdem muss die Mög-
lichkeit der Anwendung eines Folgeauftrages bereits in der Erstausschreibung vorgesehen gewesen 
sein (vgl. AMS 2005b: 10f; BVergG 2002 §25 Abs 6 Z 5). 
Dieses Verfahren ermöglicht mit einem geringen Aufwand (nur ein zu prüfendes Angebot ohne Veröf-
fentlichungskosten) die Beauftragung eines Unternehmens, das bereits bei früheren Leistungen seine 
Eignung bewiesen hat. Der durch die Neuverhandlung anfallende zusätzliche Aufwand ist üblicher-
weise gering und kann von einem Telefonat bis zu einem persönlichen Treffen der Verhandlungspar-
teien reichen. 
Diese Vorgangsweise kann zu Lasten von anderen interessierten Unternehmen gehen, da das der ers-
ten Vergabe zugrunde liegende Wettbewerbsverfahren maximal drei Jahren „nachwirkt“ und für die-
sen Zeitraum kein Wettbewerb besteht. 
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Abbildung 4 stellt den Vergabeverlauf eines Folgeauftrags dar. Zuerst wird der bekannte Bieter bzw. 
die bekannte Bieterin zur Abgabe von Begehren eingeladen. Auf Basis der bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt erbrachten Dienstleistung werden Begehren gestellt, die vom AMS durchgesehen werden. 
Im Anschluss daran wird verhandelt und ein aktualisiertes Begehren gestellt, das zu einer Fördermit-
teilung seitens des AMS führt. 
 











 Quelle: eigene Darstellung 
 
3.2.3 Direktvergabe 
Die Direktvergabe ist ein formfreier, unmittelbarer, entgeltlicher Leistungsbezug von einem geeigne-
ten Unternehmer bzw. einer Unternehmerin. Bei dieser Verfahrensart wird nur ein Bieter bzw. eine 
Bieterin zur Angebotslegung eingeladen. Für die beschaffende Stelle ist der Aufwand gering, sofern 
geeignete Unternehmen bekannt sind. Andere an Aufträgen interessierte Unternehmen erlangen keine 
Kenntnis von einem Bedarf, womit Wettbewerb ausgeschlossen wird. Deshalb unterliegt die Wahl der 
Direktvergabe gesetzlichen Einschränkungen. Diese umfassen eine Beschränkung des Auftragswertes 
auf maximal € 30.000,- für geistig-schöpferische Bildungsmaßnahmen bzw. € 20.000,-14 für sonstige 
Bildungsmaßnahmen. Die Schwelle erhöhte sich bislang auf € 236.000,-15, wenn die Durchführung ei-
nes wirtschaftlichen Wettbewerbs nicht zweckmäßig war. Konkret war dies nach Interpretation des 
AMS Vorstandes dann der Fall, wenn es sich bei einer geplanten Maßnahme um eine Maßnahme für 
eine besondere arbeitsmarktpolitische Zielgruppe handelt, deren besondere Probleme auf dem Ar-
beitsmarkt nur durch ein spezielles Design der Maßnahme und durch spezifische Sozialbetreuungs-
formen gelöst werden können (z.B. Mädchen in nichttraditionellen Frauenberufen, spezifische Maß-
nahmen für Behinderte), wobei alle drei Bedingungen erfüllt sein müssen (vgl. AMS 2005b: 12). Seit 
                                                     
14 Mit dem BVergG 2006 wurde die Höchstgrenze für Direktvergaben im nicht-prioritären Bereich auf € 40.000,- angehoben, 
wobei keine Differenzierung zwischen geistig-schöpferischen und sonstigen Bildungsmaßnahmen mehr vorgenommen wird. 
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Inkrafttreten des BVergG 2006 am 1. 2. 2006 besteht die Möglichkeit der Anwendung einer Direkt-
vergabe bei Nicht-Zweckmäßigkeit bis zu dem angegebenen Schwellenwert für Bundesauftraggeber 
allerdings nicht mehr.16. 












Abbildung 5 zeigt die Vergabeschritte bei einer Direktvergabe. Zuerst wird ein geeigneter Dienstleis-
tungsanbieter bzw. eine Dienstleistungsanbieterin ausgewählt und zur Begehrensstellung eingeladen. 
Sofern die Eignung nicht bereits bei einem maximal sechs Monate zuvor durchgeführten Vergabever-
fahren geprüft wurde, muss auch eine Eignungsprüfung durchgeführt werden. Daraufhin wird vom 
Dienstleistungserbringer bzw. der Dienstleistungserbringerin ein Begehren gestellt, das vom AMS ge-
prüft wird. Sofern es den Anforderungen des AMS entspricht, ergeht in Folge eine Fördermitteilung an 
den Dienstleistungserbringer bzw. die Dienstleistungserbringerin. 
4 Allgemeine Merkmale der öffentlichen Beschaffungspolitik 
Prinzipiell stehen öffentliche Institutionen vor der Frage, in welcher Form sie Beschaffungspolitik 
durchführen können. Der Entscheidungsspielraum ist durch verschiedene Vorgaben, die kurzfristig 
nicht veränderbar sind, beschränkt. In diesem Abschnitt werden Merkmale der Beschaffungspolitik i-
dentifiziert. Es werden nach dem Grad ihrer Veränderbarkeit konstitutionelle, konzeptionelle und fall-
spezifische Merkmale unterschieden. 
Sofern die Merkmale einen Bezug zur Transaktionskostenhöhe17 aufwiesen, wurde dieser eingearbeitet 
und die Unterscheidung in Transaktionskosten, die vor dem Vertragsabschluss (Verhandlungs- und In-
formationskosten), und solche, die danach entstehen (Kontroll- und Anpassungskosten), berücksich-
tigt. 
                                                     
16 Diesbezüglich erfolgte eine Weisung der AMS Bundesgeschäftstelle an die zuständigen Abteilungen des AMS. 
17 Die Transaktionskostentheorie geht auf Coase (1937) zurück und wurde von Williamson (1975; 1985) weiterentwickelt. 
Sie untersucht, welchen Einfluss Kosten, die durch wirtschaftliche Transaktionen auftreten, auf die Organisationsformen 
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4.1 Konstitutionelle Merkmale 
Konstitutionelle Merkmale sind dadurch gekennzeichnet, dass sie von den involvierten AkteurInnen 
nicht kurzfristig und direkt verändert werden können und für alle Arten der Beschaffung bindend sind. 
Dazu zählen die rechtlichen Vorgaben und die Akteurslandschaft.  
4.1.1 Rechtsgrundlage 
Die Beziehungen des öffentlichen Sektors zu privaten ErbringerInnen von arbeitsmarktpolitischen 
Dienstleistungen können sowohl auf Verträgen, bei denen sich die DienstleistungserbringerInnen dem 
öffentlichen Sektor unterordnen, als auch auf Verträgen, wo zumindest formal gleichberechtigte Ver-
tragspartnerInnen kontrahieren, basieren. Daraus ergeben sich unterschiedliche Konsequenzen für die 
Beschaffungspolitik, da entweder das Bundesvergabegesetz für Auftragsvergaben oder andere Rechts-
quellen, die Beihilfen bzw. Förderungen regeln (z.B. die Allgemeine Rahmenrichtlinie für Förderun-
gen aus Bundesmitteln), anzuwenden sind. 
4.1.2 AkteurInnenlandschaft  
Die AkteurInnenlandschaft ist einerseits durch die Anzahl und Art von AkteurInnen und andererseits 
durch die Qualität der Beziehungen zwischen den AkteurInnen bestimmt. Als AktuerInnen werden 
sowohl die in Abschnitt 2 beschriebenen Gruppen als auch Kontrollinstanzen, die beispielsweise die 
Einhaltung von Regeln überwachen, verstanden. Die AkteurInnen sind kurzfristig vorgegeben und be-
einflussen die Anzahl der beschaffungspolitischen Möglichkeiten. Eine zu geringe Anzahl von poten-
tiellen AnbieterInnen kann die Durchführung eines Wettbewerbsverfahrens als nicht sinnvoll erschei-
nen lassen. Die Qualität der Beziehung zwischen der beschaffenden Instanz und den Dienstleistungs-
erbringerInnen kann durch eine Unterscheidung in freiwillige oder unfreiwillige Beziehungen be-
schrieben werden. Anzeichen dafür lassen sich in der Rechtsgrundlage finden. Unfreiwillige Bezie-
hungen sind mit höheren Kontrollkosten verbunden, da häufig kein intrinsischer Anreiz für die Erbrin-
gung der Dienstleistung besteht. 
4.2 Konzeptionelle Merkmale 
Konzeptionelle Merkmale stellen das Ergebnis politischer Vorentscheidungen für bestimmte Optio-
nen, die durch konstitutionelle Merkmale festgelegt sind, dar. Sie sind wie konstitutionelle Merkmale 
kurzfristig nicht veränderbar, da sie beispielsweise bestimmte Organisationsstrukturen voraussetzen. 
4.2.1 Zahl und Art der in den Beschaffungsprozess involvierten Vertragsparteien 
Zentralitätsgrad der beschaffenden Organisationen 
Ein Merkmal der Beschaffungspolitik ist, dass diese zentral oder dezentral abgewickelt wird. Je nach 
Gestaltung der Beschaffungsorganisation können verschiedene Grade unterschieden werden, die von 
einer Beschaffungsstelle für den gesamten öffentlichen Sektor bis zur dezentralen Beschaffung durch 
die niedrigste Hierarchieebene reichen.  
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Anzahl und Art der VertragspartnerInnen 
Die Anzahl der in ein Beschaffungsverfahren involvierten DienstleistungerbringerInnen hängt davon 
ab, ob einzelne Teile18 der zu beschaffenden Dienstleistung in einem Beschaffungsverfahren an unter-
schiedliche Unternehmen vergeben werden können, was hinsichtlich des zu erwartenden strategischen 
Verhaltens der interessierten Unternehmen Auswirkungen haben kann. So ist eine Intensivierung des 
Wettbewerbs vorstellbar, wenn durch kleinere Teilaufträge mehr Unternehmen in den Markt eintreten 
können.  
Der Typ der DienstleistungserbringerInnen könnte Effekte auf die Transaktionskosten haben, wenn 
sich das Verhalten der DienstleistungserbringerInnen aufgrund ihrer Art (z.B. Nonprofit- oder Forpro-
fit-Unternehmen) unterscheidet19. 
Mitwirkungsmöglichkeiten der geförderten Personen 
Die Mitwirkungsmöglichkeiten der SchulungsteilnehmerInnen am Beschaffungsprozess können eine 
Auswirkung auf die Qualität der Dienstleistung haben, weil sie eine höhere Motivation der Schulungs-
teilnehmerInnen oder eine bessere Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse ermöglichen kann, in dem z.B. 
bereits bei der Konzeption des Beschaffungsbedarfs eine Partizipation erfolgt. 
4.2.2 Auswahlkriterien20 und Auswahlprozess 
Hinsichtlich der Auswahlkriterien kann unterschieden werden, ob diese für Außenstehende bzw. die 
BieterInnen transparent oder intransparent sind. Transparente Kritierien können in Eignungskriterien, 
die vom Bieter bzw. von der Bieterin für die Berücksichtigung des Angebots erfüllt werden müssen, 
und Zuschlagskriterien, deren Erfüllungsgrad die Reihung des Angebots bestimmt, eingeteilt werden. 
Die Kriterien können für verschiedene Dienstleistungen einheitlich sein oder differieren. Hinsichtlich 
ihrer Ausprägung können wirtschaftliche, technische, organisatorische und fachliche Kriterien unter-
schieden werden. Bei den Zuschlagskriterien spielt auch die Gewichtung der einzelnen Kriterien eine 
Rolle.  
Im Zusammenhang mit den Transaktionskosten ist zu erwähnen, dass sich spezielle zwei- oder mehr-
stufige Vergabeprozesse herausgebildet haben, die es ermöglichen, Angebote bzw. BieterInnen bereits 
im Vorfeld auszuschließen, um ex-ante-Transaktionskosten zu senken. Erfolgt die Finanzierung von 
Dienstleistungen durch Förderungen, hat der öffentliche Sektor mehr Freiheiten bei der Selektion sei-
ner VertragspartnerInnen. Dies kann dazu führen, dass nach dem BVergG verpflichtende, aber nicht 
effektive Auswahlverfahren und die damit verbundenen ex-ante-Transaktionskosten nicht zum Tragen 
kommen. 
                                                     
18 In der Beschaffungsterminologie werden solche Teile als „Lose“ bezeichnet. 
19 In der Literatur gibt es z.B. die Hypothese, dass Nonprofit-Unternehmen weniger opportunistisch handeln als Forprofit-
Unternehmen (siehe zB Hansmann 2003). 
20 Die Verwendung des Begriffs Auswahlkriterien beschränkt sich hier nicht wie im BVergG auf die Auswahl von BieterIn-
nen, sondern schließt auch die Selektion der Angebote ein. 




Hinsichtlich des Prozesses der Preisbildung können die in Tabelle 3 dargestellten Verfahren unter-
schieden werden. Zu unterscheiden ist die Vorgabe eines Preises seitens der öffentliche Hand (fix) von 
der Bildung eines Preises durch Wettbewerb der BieterInnen (variabel). Daneben lassen sich ein- und 
zweistufige Verfahren unterscheiden. Zweistufige Verfahren liegen dann vor, wenn in der ersten Stufe 
ein Höchstpreis gebildet und in der zweiten Stufe der genaue Preis auf Basis von Kostenabrechnungen 
(vgl. Forder et al. 2004: 211) bestimmt wird. 
 
Tabelle 3: Prozesse der Preisbildung 
 einstufiges Verfahren zweistufiges Verfahren 
variable Preisbildung Preis wird durch Wettbewerbsverfah-
ren festgelegt 
1. Stufe: Höchstpreis wird durch Wettbewerbs-
verfahren festgelegt. 
2. Stufe: Tatsächlicher Preis wird auf Basis der 
 Kostenabrechnung fixiert. 
fixe Preisbildung Preis wird durch öffentliche Hand 
festgelegt 
1. Stufe: Höchstpreis wird durch öffentliche 
Hand  festgelegt. 
2. Stufe: Tatsächlicher Preis wird auf Basis der 
 Kostenabrechnung fixiert. 
Quelle: eigene Darstellung 
 
4.2.4 Bestimmungsgrad der Vertragsinhalte 
Der Grad der Fixierung der Vertragsinhalte ist ein Merkmal, das Einfluss auf die Wettbewerbsart be-
sitzt. Je nachdem wie genau Leistung bzw. Gegenleistung bestimmt sind, ergeben sich unterschiedli-
che Formen der Konkurrenz. Die Fixierung des Preises führt typischerweise zu einem Qualitätswett-
bewerb, während die Fixierung der Qualität der zu beschaffenden Dienstleistung eher einen Preiswett-
bewerb begünstigt. Wird lediglich eine Mindestqualität bestimmt, kann sowohl Preis- als auch Quali-
tätswettbewerb die Folge sein. 
4.2.5 Beschaffungsfrequenz 
Die Frequenz der Beschaffung beschreibt, wie häufig Beschaffungen durchgeführt werden. Da jeder 
Beschaffungsvorgang mit Transaktionskosten verbunden ist, stellt sich die Frage nach der kostenmi-
nimalen Frequenz.  
Aus der betriebswirtschaftlichen Literatur ist bekannt, dass eine hohe Beschaffungsfrequenz zwar die 
Beschaffungskosten erhöht, gleichzeitig aber die Lagerkosten senkt. Da für arbeitsmarktpolitische 
Dienstleistungen wegen ihrer Nicht-Speicherbarkeit keine Lagerkosten entstehen, ist lediglich der Zu-
sammenhang zwischen Beschaffungsfrequenz und Beschaffungskosten interessant. So könnten die 
Kosten pro Beschaffung mit zunehmender Frequenz sinken (z. B. aufgrund von Lerneffekten der Ak-
teurInnen) oder konstant bleiben.  
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Abseits der Kostenaspekte kann eine höhere Beschaffungsfrequenz dazu führen, dass aktuelle Infor-
mationen in den Beschaffungsprozess eingehen und so eine bessere Anpassung der Dienstleistung an 
aktuelle Bedarfsentwicklungen ermöglicht wird. Weiters kann durch eine niedrigere Beschaffungsfre-
quenz Stabilität in den Beziehungen zwischen den VertragspartnerInnen erreicht werden, die zu einer 
Senkung der Transaktionskosten führen kann. 
Aus Perspektive der anbietenden Organisationen kann ein langfristiger Vertrag vorteilhaft sein, da 
damit eine bessere Planbarkeit und somit ein geringeres Einnahmenrisiko21 verbunden ist. Dies kann 
im Zusammenhang mit auftragsspezifischen Investitionen (z.B. Kauf einer speziellen Abrechnungs-
software und Einschulung der MitarbeiterInnen darauf) bedeutend sein. Nimmt man an, dass Unter-
nehmen risikoscheu sind, können langfristige Verträge zu niedrigeren Angebotspreisen als kurzfristige 
Verträge für gleiche Leistungen führen. 
4.2.6 Weitere konzeptionelle Merkmale 
Zeitspanne zwischen Zuschlag und Leistung 
Die Zeitspanne zwischen Zuschlag und Abruf der Leistung stellt ein Merkmal dar, das wie eine Ein-
trittsbarriere für DienstleistungserbringerInnen wirken kann. Je kürzer sie ist, desto höher muss die 
Flexibilität der potentiellen BieterInnen sein.  
Zahl der Verfahrensschritte 
Die Zahl der Verfahrensschritte kann als Indikator für die Höhe der ex-ante Transaktionskosten gese-
hen werden und hängt mit dem Merkmal „Bestimmungsgrad der Vertragsinhalte“ zusammen. Wenn 
keine Verhandlung vorgesehen ist, entfällt beispielsweise ein Verfahrensschritt und die Transaktions-
kosten sinken. 
Existenz und Art von Rückkopplungsschleifen 
Die Existenz und die Art von Rückkopplungsschleifen stellt ein weiteres konzeptionelles Merkmal 
dar. In diesem Zusammenhang sind solche Schleifen eine Möglichkeit, Lerneffekte zu erzielen. Auf 
Seiten der beschaffenden Institutionen könnte dies in Form einer ex-post Analyse des Beschaffungs-
prozesses und der Durchführung erfolgen, aus der Informationen für zukünftige Beschaffungsprozesse 
gewonnen werden können. Bei DienstleistungsanbieterInnen ist eine ähnliche Vorgangsweise in Be-
zug auf das Verhalten bei Angebotslegungen bzw. bei der Dienstleistungserbringung denkbar. 
 
4.3 Fallspezifische Merkmale 
Fallspezifische Merkmale unterliegen dem Einfluss der AkteurInnen und können von Beschaffung zu 
Beschaffung variieren. Vor allem die im Vertrag festgehaltenen Vereinbarungen über die zu erbrin-
gende Leistung und Gegenleistung spielen eine große Rolle. 
 
                                                     
21 Hier ist die vor allem die Unsicherheit bezüglich der zukünftigen Ausgangslage gemeint. 
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4.3.1 Eigenschaften des Beschaffungsgegenstands 
Grundsätzlich kann zwischen der Beschaffung von Sachgütern und Dienstleistungen unterschieden 
werden (siehe dazu Abschnitt 4.4). Für arbeitsmarktpolitische Dienstleistungen bietet sich die Eintei-
lung in die vom AMS definierten Kategorien „Orientierung“, „Qualifikation“, „Aktive Arbeitssuche“ 
und „Training“ an. Daneben ist eine Einteilung nach der Position der Dienstleistung im Unterstüt-
zungsprozess22 möglich. Die Zusammensetzung des Beschaffungsgegenstandes kann von Einzelleis-
tungen bis zu heterogenen Bündeln reichen. Hinsichtlich der Dimensionen Spezifität, Standardisie-
rungsgrad, geforderte Flexibilität und Innovationsgrad des Gegenstands könnte eine differenzierte Be-
trachtung sinnvoll sein. 
4.3.2 Auftragsvolumen 
Das Volumen stellt ein Merkmal dar, das den Wert der Aufträge zugrunde legt, wie er vor der Aus-
schreibung durch die Beschaffungsinstitution eingeschätzt wird. Ein höheres Beschaffungsvolumen 
weist auf eine Dienstleistung mit mehr Stunden hin, was wiederum zu einem höheren Kontrollauf-
wand führen könnte. Zusätzlich stellt das geschätzte Auftragsvolumen ein Kriterium für die Wahl des 
beschaffungspolitischen Instruments dar, was eine Auswirkung auf die ex-ante Transaktionskosten 
hat. 
4.3.3 Entgeltgestaltung 
Die Entgeltgestaltung kann als Indikator für die Ergebnis- bzw. Prozesssteuerung der Beschaffungspo-
litik gesehen werden und steht im Zusammenhang mit den oben beschriebenen Preisbildungsprozes-
sen. Ergebnisse aus der gesundheitsökonomischen Literatur widmen der Entgeltgestaltung bzw. Fi-
nanzierung sowie den davon ausgehenden Anreizen viel Aufmerksamkeit. Die dort unterschiedenen 
Formen der Entgelt- bzw. Finanzierungsgestaltung können teilweise auch für arbeitsmarktpolitische 
Dienstleistungen übernommen werden. 
Grundsätzlich lassen sich Globalbudgets und leistungsabhängige Entgelte unterscheiden (vgl. Aas 
1995: 206). Ein Globalbudget ist eine im Voraus bestimmte Maximalsumme, die für die Bereitstel-
lung von Leistungen in einem bestimmten Zeitraum übertragen wird. Die Höhe des Budgets ist von 
den Ergebnissen unabhängig und kann z.B. aufgrund von Erfahrungswerten aus der Vergangenheit 
bzw. TeilnehmerInnenanzahl (vgl. Aas 1995: 206ff) bestimmt werden. Mit einem Globalbudget sind 
große Freiheiten und geringe monetärere Leistungsanreize im Bezug auf Qualität der Dienstleistung 
für die Schulungsunternehmen verbunden23, was durch höhere Kontrollkosten kompensiert werden 
kann. Leistungsabhängige Entgelte stellen die andere große Gruppe der Preisgestaltungsmöglichkei-
ten dar. Ihr zentrales Merkmal ist, dass das Entgelt direkt von einem Ergebnis abhängt und somit ein 
direkter monetärer Anreiz für die Erreichung der Ergebnisse für den Zahlungsempfänger bzw. die 
Zahlungsempfängerin besteht. 
                                                     
22 Struyven (2004: 20) unterscheidet die Vorphase, Aufnahmephase, Implementierungsphase und Nachbetreuungsphase. 
23 Anreize für Effizienzsteigerungen, beispielsweise durch Prozessinnovationen sind nicht ausgeschlossen. 
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Bei leistungsabhängigen Entgelten hat die Verrechnungseinheit eine besondere Bedeutung, da sie die 
Intensität des Zusammenhangs zwischen Produktionskosten und Erträgen festlegt (vgl. Jegers et al. 
2002: 264). Vorstellbar sind die Verrechnung nach durchgeführten Bildungsmaßnahmen, Personen in 
Bildungsmaßnahmen, erfolgreichen TeilnehmerInnenabschlüssen oder diverse Kombinationen. 
Im Hinblick auf die Bedeutung der Verrechnung nach angefallenen Kosten, schlagen Jegers et al. 
(2002) eine Einteilung in retrospektive und prospektive Systeme vor. In retrospektiven Systemen wer-
den die Kosten des Dienstleistungserbringers bzw. der Dienstleistungserbringerin zur Gänze im Nach-
hinein ersetzt (vgl. Jegers et al. 2002; 260f). Aus diesem Grund gibt es kaum Anreize für Dienstleis-
tungserbringerInnen, die Kosten zu senken und somit die Effizienz zu erhöhen. In prospektiven Sys-
temen werden die Tarife oder Budgets im Vorhinein bestimmt, wodurch es keine direkte Verbindung 
zu den Kosten des Schulungsunternehmens gibt. Somit besteht für die Dienstleistungsunternehmen ein 
Anreiz, Kosten zu senken, wenn die Überschüsse zur Gänze oder teilweise beim Unternehmen 
verbleiben. Dies kann dazu führen, dass die Qualität der Leistungen sinkt.  
Im Zusammenhang mit den Kosten spielt deren Anerkennung eine Rolle. Wenn nicht alle Kosten un-
geprüft übernommen werden, müssen Regeln für ersetzbare Kosten zuerst vereinbart (ex-ante Trans-
aktionskosten) und nach Durchführung der Maßnahme überprüft (ex-post Transaktionskosten) werden. 
4.3.4 Zahlungsbedingungen 
Unter dem Begriff Zahlungsbedingungen werden üblicherweise der Ort und der Zeitpunkt der Zahlung 
des Entgelts verstanden. Wobei der Ort weniger wichtig als der Zeitpunkt ist. Es lassen sich einmalige 
Zahlungen und Teilzahlungen unterscheiden, die in Vorauszahlungen oder Nachzahlungen gegliedert 
werden können. Je später die Zahlung erfolgt und je höher der ausstehende Betrag ist, desto eher sind 
diese Zahlungen Eintrittsbarrieren, da Dienstleistungsunternehmen eine Vorfinanzierung leisten müs-
sen. 
4.3.5 Dauer der Vertragsbeziehung 
Das Kriterium der Laufzeit bezieht sich auf den Zeitraum, in dem die Dienstleistungen (auch wieder-
holt) angeboten werden. Sie beginnt mit der Beauftragung und endet mit der Abrechnung bzw. Erbrin-
gung der letzten Dienstleistungseinheit. Die Unterteilung kann in kurz-, mittel- und langfristige Ver-
träge vorgenommen werden.  
4.3.6 Grad der Offenheit des Vertrages 
Der Grad der Offenheit beschreibt, wie genau die Leistung und Gegenleistung der Beschaffung gere-
gelt sind. Bei Vorliegen eines Verhandlungsprozesses werden wahrscheinlich größere Spielräume als 
bei einem Auktionsverfahren vorliegen. Offene Verträge sind mit niedrigeren ex-ante Transaktions-
kosten verbunden als detaillierte Verträge. Jedoch können beim Eintreten von nicht geregelten Ereig-
nissen bei offenen Verträgen hohe Anpassungskosten die Folge sein. 
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4.3.7 Kontroll- und Informationsbestimmungen  
Informationsbestimmungen zielen darauf ab, Informationsasymmetrien zwischen den PartnerInnen im 
Vergabeprozess zu beseitigen bzw. versuchen Kontrollbestimmungen ein vom Auftraggeber bzw. der 
Auftraggeberin nicht gewünschtes Verhalten des Dienstleistungsunternehmens zu verhindern. Mögli-
che Formen sind vorzulegende Unterlagen wie Endabrechnungen, Tätigkeitsberichte oder Qualifikati-
onsnachweise (siehe auch 4.2.2). 
4.4 Prozess- oder Ergebnissteuerung als zugrunde liegende Ausrichtung 
Bei Betrachtung der bisher diskutierten Merkmale lassen sich über die verschiedenen Abschnitte hin-
weg zwei Grundtendenzen der Ausrichtung von Beschaffungspolitik unterscheiden. Einerseits können 
die zu erreichenden Ziele festlegt und deren Erreichung zum Vertragsgegenstand gemacht werden. 
Andererseits kann der Prozess der Leistungserstellung geregelt werden, während das Ergebnis offen 
bleibt. In der Gruppe der konstitutionellen Merkmale können unterschiedliche Ausprägungen von 
Rechtsgrundlagen Hinweise für eine Tendenz zu Prozess- oder Ergebnissteuerung liefern. 
Auch das fallspezifische Merkmal der Existenz von Nachweispflichten stellt einen Indikator dar, der je 
nach Ausprägung darüber Auskunft geben kann, ob Prozess- oder Ergebnisorientierung vorliegt. Zum 
Beispiel weist im Kontext arbeitsmarktpolitischer Schulungsmaßnahmen eine Nachweispflicht der 
durchgeführten Unterrichtsinhalte und Stundeninhalte auf Prozessorientierung hin, wohingegen eine 
Nachweispflicht des Vermittlungserfolgs typisch für eine Ergebnisorientierung ist.  
5 Skizze typischer Beschaffungsvorgänge im Bereich arbeitsmarktpoliti-
scher Schulungsmaßnahmen 
Dieser Abschnitt versucht, typische Formen der Beschaffungsvorgänge im Bereich arbeitsmarktpoliti-
scher Schulungsmaßnahmen anhand einer qualitativen Analyse von Ausschreibungs- und Vertragsun-
terlagen darzustellen. Dazu wird ein kurzer Überblick über die Unterlagen gegeben und das Material 
anhand von ausgewählten Merkmalen strukturiert, um dann zu vier empirisch relevanten Ausprägun-
gen zu gelangen.  
5.1 Basis: Ausschreibungs- und Vertragsunterlagen des AMS und des WAFF 
Das Untersuchungsmaterial der Dokumentenanalyse besteht aus 20 Ausschreibungsunterlagen des 
AMS Niederösterreich sowie des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds (WAFF) aus den Jah-
ren 2004 und 2005. Vom AMS Niederösterreich wurden Ausschreibungsunterlagen sowie interne Do-
kumente wie die Beauftragung, das Vergabeprotokoll und die Kalkulation des Bestbieters bzw. der 
Bestbieterin für 16 Vergabeverfahren zur Verfügung gestellt. Die Unterlagen des WAFF beschränken 
sich auf vier Ausschreibungstexte und einen Fördervertrag. 
5.2 Strukturierung des Fallstudienmaterials nach ausgewählten Merkmalen 
Für die Gruppierung der zentralen Merkmale waren vor allem der Auswahlprozess, das Auftragsvo-
lumen, der Preisbildungsprozess sowie die Entgeltgestaltung bedeutend. Die empirisch festgestellte 
Ausprägung und der Zusammenhang dieser vier Merkmale mit dem zugrunde liegenden Vergabever-
fahren werden im Folgenden kurz dargestellt.  




Wie bereits in Abschnitt 4.2.2 erwähnt wurde, haben sowohl der Auswahlprozess als auch die Aus-
wahlkriterien einen sehr starken Bezug zum Vergabeverfahren, da im BVergG der Grad der Transpa-
renz des Auswahlverfahrens durch die mehr oder weniger starke Verpflichtung zur Anwendung von 
Zuschlagskriterien geregelt ist. Eignungskriterien werden in praktisch allen auf BVergG basierenden 
Verträgen eingesetzt und hängen in ihrer Ausprägung von der beschaffenden Institution ab. Zu-
schlagskriterien setzen sich aus verschiedenen Qualitätsindikatoren und dem Preis zusammen, wobei 
die Qualitätsindikatoren in Ausprägung und Gewichtung je nach Vertrag variieren. Explizite Zu-
schlagskriterien spielen nur im Zusammenhang mit dem offenen Verfahren eine Rolle, da bei der Di-
rektvergabe und den Verhandlungsverfahren der Vertragspartner bzw. die Vertragspartnerin aufgrund 
von impliziten, schwer nachvollziehbaren Kriterien ausgewählt werden.  
5.2.2 Auftragsvolumina 
Das ausgeschriebene Volumen bzw. der von der ausschreibenden Stelle geschätzte Ausschreibungsbe-
trag war nur für die Verträge des AMS, sowie aus einem Vertrag des WAFF ersichtlich. Die geschätz-
ten Ausschreibungswerte bewegten sich zwischen € 9.800,- und € 537.600,-. Der Mittelwert beträgt € 
150.303,23, der Median liegt bei € 64.275,-. Das Volumen steht in direktem Zusammenhang mit dem 
Vergabeverfahren, da bestimmte Verfahren nur unter im BVergG festgelegten Wertgrenzen durchge-
führt werden dürfen (siehe Abschnitt 3.2). Für auf Beihilfenrecht basierende Verträge konnte diesbe-
züglich keine Vorgabe festgestellt werden. 
5.2.3 Preisbildungsprozess und Entgeltgestaltung  
In den analysierten Verträgen bzw. Beschaffungsprozessen wurden sowohl fixe als auch variable 
Preisbildungsprozesse verwendet. Dabei ist ein Zusammenhang mit den angewandten Vergabeverfah-
ren erkennbar. Bei einem offenen Verfahren wird von der öffentlichen Hand ein Wettbewerb initiali-
siert, bei dem es zu mehreren unterschiedlichen Angeboten kommt. Bei einer Direktvergabe kann der 
Wettbewerb vor Angebotsstellung entfallen, wenn nur ein Bieter bzw. eine Bieterin zur Antragsstel-
lung eingeladen wird und bereits in der Einladung zur Angebotsstellung ein Höchstpreis vorgegeben 
wird, der sich entweder an einer ähnlichen bereits zuvor durchgeführten Maßnahme oder den gesetzli-
chen Wertgrenzen für Direktvergaben (€ 20.000,- bzw. € 30.000,-) orientiert. Beim Verhandlungs-
verfahren mit einem Bieter bzw. einer Bieterin verhält es sich wie bei den Direktvergaben; der 
Höchstpreis orientiert sich immer an einer zuvor durchgeführten Maßnahme.  
Das Auftreten von ein- oder zweistufigen Prozessen hängt in den analysierten Fällen nicht vom Ver-
fahren, sondern von der beschaffenden Institution ab und beeinflusst die Entgeltgestaltung. Zweistu-
figkeit liegt vor, wenn die tatsächlich nachgewiesenen Kosten den Preis der Maßnahme bestimmen. 
Dies ist in allen AMS Verträgen der Fall. In den auf BVergG basierenden Verträgen des WAFF wer-
den die im Vergabeprozess festgelegten Preise ohne Kostennachweis bezahlt. Die zweite Stufe entfällt 
somit. Die vorliegenden Ausprägungen verwenden Globalbudgets, da das Entgelt nicht direkt von 
den erbrachten Leistungen abhängt. 
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5.2.4 Weitere Charakteristika der Beschaffung in diesem Bereich 
Die identifizierten Ausprägungen weisen bei einigen Merkmalen keine Unterschiede auf. Dies ist bei 
der Beziehungsqualität, deren Ausprägung für alle untersuchten Fälle als „freiwillige Beziehung“ ein-
zustufen ist, der Fall. Hinsichtlich der Zentralität der Beschaffungsorganisation kann festgestellt wer-
den, dass die Beschaffung bei allen betrachteten Fällen auf Landesebene angesiedelt ist24. Die Art der 
VertragspartnerInnen umfasst die GesmbH, Körperschaften des öffentlichen Rechts und gemeinnützi-
ge Vereine, wobei GesmbHs eine deutliche Mehrheit bilden. Aufträge wurden nicht auf mehrere 
Dienstleistungsunternehmen aufgeteilt, wie aus der Zahl der VertragspartnerInnen ersichtlich ist. Mit-
wirkungsmöglichkeiten von SchulungsteilnehmerInnen bestehen bei der Beschaffung nicht. Eigen-
schaften des Beschaffungsgegenstandes lassen keine Systematik erkennen. Generell dominieren 
Dienstleistungen, die eine Qualifizierungskomponente enthalten.  
Die Unterschiede bei Beschaffungen auf Basis des Vergaberechts beschränken sich auf die im 
BVergG vordefinierten Auswahlprozesse, die Transparenz der Auswahlkriterien, die Höhe des Auf-
tragsvolumens, die Dauer der Vertragsbeziehung, das Vorliegen einer Verhandlungsmöglichkeit und 
die Art des Preisbildungsprozesses.  
5.3 Ergebnis: Vier empirisch relevante Ausprägungen der Beschaffungs-politik 
Die relevanten Ausprägungen der Beschaffungspolitik werden in Tabelle 4 dargestellt und anschlie-
ßend hinsichtlich der Merkmale, die sie voneinander unterscheiden, kurz beschrieben. 
5.3.1 „Große Projekte auf Basis des Vergaberechts“ 
Diese Form der Beschaffungspolitik ist durch eine lange Laufzeit (durchschnittl. 57 Wochen) und ein 
hohes Volumen (durchschnittl. € 231.920,-) charakterisiert. Seine rechtliche Grundlage bildet das 
BVergG. Der Auswahlprozess wird durch das „Offene Verfahren“ bestimmt und besitzt transparente 
Auswahlkriterien. Der Preisbildungsprozess ist meist zweistufig und variabel, kann aber auch einstufig 
und variabel sein, was zu Globalbudgets mit oder ohne Kostenabrechnung führt. 
5.3.2 „Mittelgroße Projekte auf Basis des Vergaberechts“ 
Die Ausprägung ist durch eine mittlere Laufzeit (durchschnittl. 44 Wochen) und Volumen (durch-
schnittl. € 188.230,-) in mittlerer Höhe charakterisiert. Wie bei den vorigen Typen ist hier ebenfalls 
das BVergG die rechtliche Grundlage. Der Auswahlprozess folgt dem im BVergG definierten „Ver-
handlungsverfahren mit einem Bieter bzw. einer Bieterin“ und ist wenig transparent. Das Preisbil-
dungsverfahren kann ein- oder zweistufig sein und weist eine fixe Preisbestimmung auf. Damit ergibt 
sich ein Globalbudget ohne Kostenabrechnung. 
                                                     
24 Bei Verträgen des WAFF fällt dies mit der Organisationsgröße zusammen.  




Tabelle 4: Übersicht der Ausprägungen der Beschaffungspolitik im Bereich der arbeitsmarktpolitischen 
Schulungsmaßnahmen 
  Ausprägung (Anzahl der  
                         Verträge) 
Merkmal  
Große Projek-
























Beziehungsqualität freiwillig freiwillig freiwillig freiwillig 
Auswahlprozess OV VV DV Sonstiger 
Zahl und Art Parteien     
 Zentralitätsgrad Landesebene Landesebene Landesebene Landesebene 
 Zahl VertragspartnerInnen 1 1 1 1 
 Art VertragspartnerInnen gemischt gemischt gemischt Verein 
 Mitwirkungsmöglichkeiten nein nein nein nein 














variabel fix fix fix 
Eigenschaften Beschaffungsgegenstand gemischt gemischt gemischt gemischt 
Auftragsvolumen (durchschnittl. in €) 231.920,- 188.230,- 18.276,- 212.719,- 
Entgeltgestaltung Globalbudget 





















durchschnittl. Dauer d. Vertragsbezie-
hung (Wochen) 
57 44 28 52 
Quelle: eigene Darstellung 
5.3.3  „Kleine Projekte auf Basis des Vergaberechts“ 
Die Ausprägung ist durch eine kurze Laufzeit (durchschnittl. 28 Wochen) und ein sehr niedriges Vo-
lumen (durchschnittl. € 18.267,-) charakterisiert. Die vergaberechtliche Grundlage bildet das BVergG 
Verfahren der Direktvergabe, das den Auswahlprozess bestimmt, was zu intransparenten Auswahlkri-
terien führt. Der Preisbildungsprozess verläuft ein- oder zweistufig, wobei fixe Preisbestimmung und 
ein Globalbudget ohne Kostenabrechnung vorliegt. 
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5.3.4 „Große Projekte außerhalb des Vergaberechts“ 
Die Ausprägung weist große Unterschiede zu den bisher genannten Formen der Beschaffungspolitik 
auf. Sie basiert nicht auf dem BVergG sondern auf sonstigen Rechtsgrundlagen, die Förderungen bzw. 
Beihilfen regeln. Der Auswahlprozess folgt somit keinem ersichtlichen Schema und seine Auswahlkri-
terien sind nicht transparent. Der Preisbildungsprozess erfolgt zweistufig, wobei die Preisfestsetzung 
fix ist, was zu einem Globalbudget ohne Kostenabrechnung führt. Da nur ein Vertrag dieser Beschaf-
fungsform vorliegt, werden keine Durchschnittswerte zu Volumen und Laufzeit angegeben. Der Ver-
tragspartner war in dem analysierten Fall ein Verein, andere Arten von AnbieterInnen lassen sich aber 
nicht ausschließen. Aufgrund des Volumens des vorliegenden Fördervertrags (durchschnittl. € 
212.719,-) und dessen Laufzeit (durchschnittl. 52 Wochen) lässt sich vermuten, dass diese Ausprägung 
für größere Projekte mit längerer Laufzeit eingesetzt wird. 
6 Fazit 
Das Ziel dieses Beitrags war es, Strukturen und Formen der öffentlichen Beschaffungspolitik für den 
Bereich der arbeitsmarktpolitischen Bildungsmaßnahmen zu identifizieren. Dabei zeigte sich, dass 
rechtliche Rahmenbedingungen eine wesentliche Rolle spielen. Besonders die Vorgaben des Bundes-
vergabegesetzes wirken sich direkt auf die konkreten Beschaffungsvorgänge aus, in dem sie relativ 
klar definierte Beschaffungsprozesse vorgeben, deren Wahl von der Art des Beschaffungsgegenstands 
und dessen Wert abhängen. Dies wird auch im empirischen Ergebnis deutlich, wo drei der vier Aus-
prägungen von Beschaffungspolitik auf dem BVergG basieren und trotz bestehender Spielräume sehr 
ähnlich sind. Beispielsweise zeigt sich beim Preisbildungsprozess, dass mögliche Freiräume in der 
Form von alternativen Refundierungsarten nicht genutzt werden und eine Fixierung auf Kostenab-
rechnungen besteht. Dies kann als Indiz für die starke Prozessorientierung der Beschaffungspolitik ge-
sehen werden. Inwieweit die bisher aufgrund von Datenmangel nicht empirisch überprüfbaren Merk-
male von rechtlichen Vorgaben beeinflusst werden und wie diese gestaltet sind, wird Gegenstand der 
weiteren Untersuchung sein.  
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